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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD  
 
 
Verbraucher stärken – Monatliche Heizkosteninformation und transparente Energie-
preisgestaltung verpflichtend umsetzen 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Die stark schwankenden Energiepreise der vergangenen Jahre haben gezeigt, wie verletzlich 
private Haushalte gegenüber volatilen Märkten sind. Trotz der inzwischen stabilisierten Ver-
sorgungslage sind die Energiepreise auch im Jahr 2025 deutlich höher als noch vor Beginn 
des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine. Besonders Heiz- und Stromkosten bleiben 
für viele Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen eine erhebliche Belastung. Zwischen 
2020 und 2024 hat sich der durchschnittliche Verbraucherpreis für Gas- und Stromkosten na-
hezu verdoppelt.1  
 
Hinzu kommen steigende Lebenshaltungskosten, die den finanziellen Spielraum zahlreicher 
Haushalte einschränken. Viele berufstätige Familien, Alleinerziehende und Seniorinnen und 
Senioren stehen damit unter erheblichem Druck. 
 
Eine wirksame Entlastung besteht nicht nur in direkten Preisstützungsmaßnahmen, sondern 
auch darin, den Verbraucherinnen und Verbrauchern bessere Instrumente an die Hand zu 
geben, um ihren eigenen Energieverbrauch zu verstehen, Einsparpotenziale zu erkennen und 
damit Kosten zu senken. Transparenz ist hierbei ein entscheidender Schlüssel. 
 
Die derzeitige Praxis der jährlichen Heizkostenabrechnung genügt diesen Anforderungen 
nicht. Sie informiert die Verbraucherinnen und Verbraucher erst mit erheblicher zeitlicher Ver-
zögerung über ihren Energieverbrauch und die damit verbundenen Kosten. Eine Anpassung 
des Verbrauchsverhaltens ist dann oftmals nicht mehr möglich. Zwar sind Vermieter/-innen 
seit dem 1. Dezember 2022 laut Heizkostenverordnung bei vorhandenen fernablesbaren Zäh-
lern verpflichtet, monatliche Verbrauchsübersichten bereitzustellen, doch geschieht dies in der 
Praxis häufig nicht. Auch die damit verbundenen Rechte der Verbraucher/-innen – wie etwa 
die pauschale Kürzung der Heiz- und Warmwasserkostenabrechnung um 3 % – werden auf-
grund mangelnder Transparenz bislang selten wahrgenommen. 
 
Gerade in einer Situation stark schwankender Energiepreise sind die Menschen jedoch auf 
kurzfristige und aktuelle Informationen angewiesen, um eigenverantwortlich reagieren zu kön-
nen. 
Zudem sind viele Energieabrechnungen für Verbraucherinnen und Verbraucher nur schwer 
verständlich. Untersuchungen der Verbraucherzentrale NRW zeigen regelmäßig, dass ein 

 
1 https://www.destatis.de/DE/Themen/Wirtschaft/Preise/Erdgas-Strom-DurchschnittsPreise/_inhalt.html#421258 
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Großteil der Haushalte Schwierigkeiten hat, die Zusammensetzung der Preise nachzuvollzie-
hen. Dies führt nicht nur zu Frustration, sondern schwächt auch das Vertrauen in den Ener-
giemarkt und verhindert, dass Kundinnen und Kunden von ihrem Recht Gebrauch machen, zu 
günstigeren Anbietern zu wechseln. 
 
Auf europäischer Ebene hat die novellierte Energieeffizienzrichtlinie (Energy Efficiency Direc-
tive – EED) bereits den Anspruch formuliert, Endverbraucher/-innen regelmäßig und verbrau-
chernah über ihre Energiedaten zu informieren. Wie bereits im Koalitionsvertrag der Bundes-
regierung beschrieben, gilt es diese Vorgaben konsequent in nationales Recht zu überführen 
und auf Landesebene durch flankierende Maßnahmen zu unterstützen. Nordrhein-Westfalen 
kann hier Vorreiter sein, indem es praxisnahe Lösungen entwickelt und Verbraucherinnen und 
Verbraucher aktiv einbindet. 
 
Ein verpflichtendes monatliches Informationssystem – sei es digital über ein Online-Portal oder 
in Papierform per Post – schafft den notwendigen Rahmen für Transparenz. Ergänzend dazu 
ist die Einführung eines standardisierten Preisinformationsblattes sinnvoll, das bei Preisände-
rungen durch die Energieversorger automatisch bereitgestellt wird. So können Kundinnen und 
Kunden schnell nachvollziehen, wie sich die Preisbestandteile zusammensetzen und warum 
eine Preisanpassung erfolgt. 
 
Um die Akzeptanz solcher Systeme zu erhöhen, braucht es Pilotprojekte und Standards, die 
in enger Zusammenarbeit mit den relevanten Akteuren entwickelt werden: Verbraucherzent-
rale NRW, kommunale Energieversorger, Deutscher Mieterbund, die Wohnungswirtschaft so-
wie die Digitalagentur NRW. Nur durch eine breite Kooperation können nutzerfreundliche, da-
tenschutzkonforme und verständliche Lösungen entstehen, die dabei helfen die notwendige 
Transparenz niederschwellig und verständlich bereitzustellen. 
 
Darüber hinaus ist eine technische Umrüstung vieler Gebäude notwendig. Fernablesbare 
Heizkostenverteiler sind die Grundlage dafür, Verbrauchsdaten zeitnah erfassen und den 
Haushalten zur Verfügung stellen zu können. Ein Landesförderprogramm, das sowohl die Um-
rüstung unterstützt als auch Schulungen für Verbraucher/-innen ermöglicht, ist daher ein zent-
raler Baustein für den Erfolg. 
 
Mit der Umsetzung dieser Maßnahmen leistet Nordrhein-Westfalen einen wichtigen Beitrag 
zum Verbraucherschutz, zur Stärkung der Markttransparenz und zur Umsetzung europäischer 
Vorgaben. Gleichzeitig wird die Energieeffizienz gefördert, da die Menschen ihren Verbrauch 
besser einschätzen und anpassen können. So verbinden wir Entlastung im Alltag mit Fort-
schritten für Klimaschutz und Energiewende. 
 
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 
1. Privatverbraucher/-innen in Nordrhein-Westfalen stehen angesichts dauerhaft hoher 

Energiepreise und steigender Lebenshaltungskosten unter erheblichem finanziellem 
Druck. 
 

2. Eine transparente und regelmäßige Information über den eigenen Energieverbrauch so-
wie über die Preiszusammensetzung ist entscheidend, um Einsparpotenziale zu erken-
nen, Energie effizienter zu nutzen und Preisentwicklungen nachvollziehen zu können. 
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3. Die derzeitige Praxis der jährlichen Heizkostenabrechnung reicht nicht aus, um Verbrau-
cher/-innen zeitnah Orientierung zu geben – insbesondere nicht in Zeiten stark schwan-
kender Energiepreise und unsicherer Märkte. 
 

4. Viele Verbraucher/-innen verstehen ihre Energieabrechnungen nicht oder nur unzu-
reichend. Dies beeinträchtigt sowohl ihre Bereitschaft zum Anbieterwechsel als auch das 
Vertrauen in den Energiemarkt insgesamt. 

 
 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 
1. eine Gesetzesinitiative auf den Weg zu bringen, die folgende Regelungen vorsieht: 

- die verpflichtende Bereitstellung einer monatlichen, digitalen oder postalischen 
Heizkosteninformation für alle Mieter/-innen und Eigentümer/-innen, 

- die Einführung eines standardisierten Preisinformationsblatts bei Preisanpassun-
gen durch Energieversorgungsunternehmen. 
 

2. gemeinsam mit der Verbraucherzentrale NRW, dem Deutschen Mieterbund, der Woh-
nungswirtschaft, den kommunalen Energieversorgern und der Digitalagentur NRW: 
- ein landesweites Pilotprojekt zur Einführung digitaler Verbrauchsübersichten um-

zusetzen, 
- einen Standard für Preistransparenzformulare zu entwickeln. 

 
3. bis Ende 2026 ein Förderprogramm aufzulegen zur finanziellen Unterstützung bei der 

Umrüstung auf fernablesbare Heizkostenverteiler sowie zur Schulung von Verbrau-
chern/-innen im Umgang mit den neuen Systemen. 
 

4. sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass die Energieeffizienzrichtlinie der Europä-
ischen Union konsequent in nationales Recht umgesetzt wird und bundeseinheitliche 
Transparenzregelungen geschaffen werden.  

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Alexander Vogt 
René Schneider 
Inge Blask 
 
und Fraktion 
 


